
eınen weıten Bereich unDeza  er Arbeıten Gerade letz-
tere sSıind oft gesellschaftlıch notwendig (Z Hausarbeıit,
Kindererziehung, sozlale Inıtliatiıven un ehrenamtliche
Aufgaben) und fur den einzelnen erfullend Der ‚Wang,
UrCc Erwerbsarbeiıt den Lebensunterhalt sıchern,
schrankt den Splielraum fuüur solche unbezahlte atıgkel-
ten erheblich e1n. Eın allgemeınesecaufEinkommen,
das die Tundbedur{fnIiıss: decken wurde, konnte hlerfur
mehr Freiraum schaffen, WenNnn auch nıcht das ec auf
Arbeıt erseizen
nier den gegenwartigen wirtschaftlichen un gesell-
scha:  ıchen Bedingungen bleibt dasecaufArbeıt
verzichtbar, da heute fur den großten 'Teıl der Bevolke-
rung eın Erwerbsarbeıt materıiellen Wohlstand un:!
sozlale nerkennung sıchert.

Das ec auf Arbeit ist sSomıt 1mM Sinnzusammenhang
eiıner ganzheıtlıc verstandenen sozlalen Eixiıstenz des
Menschen sehen und als eın Menschenrecht neben und

mıit anderen einzufordern.

aus Lang Im folgenden beschre1:ibt ang zunäachst dıe Folgen der

Arbeıt un starken Arbeıtslosıigkeit ın uUNSerTeEnN Industrıiegesellschaf-
ten Als Vertreter der Arbeıtnehmerseıute seLiz den KOon-Arbeitslosigkeıt

Aaus der 1C der servatıven, stäaärker freı:en Wettbewerb un Unter-
nehmergewıinn orıentierten Wirtschaftsstrateg:en dıe Per-Gewerkschaften spektıiven der Gewerkschaften gegenuüber Diese sehen
mehr demokratısche Miıtbestimmung unSteuerung sSow1e
dıe Förderung eıines qualı:tativen Wachstums un e1ıne be-
friıedıigende Gestaltung der eıinzelnen rbe1ıtsplätze vDO  S

FEıne der wiıchtıigsten Zrelsetzungen, TÜr dıe sıch uch dıe
Kırchen e1nsetzen (und och starker e1nseizen sollten), ast
derauder Arbeıitslosıigkeit und Adas Teılen DO  S Arbeıut

red.un kınkommen ın einem möglıchst enAusmaß
Von der Arbeıiıts- Massenarbeitslosigkeıt estiımm:' die sozlal- un innenpo-

ZUT Arbeitslosen- hıtıiısche Sıituation ın en Industrienationen seı1t mehr als
gesellschaft? eıiınem anrze und eın Ende ist keineswegs abzuse-

hen Diese Massenarbeıitslosigkeıt hat nıcht NNUTr: ZU Teıl
verheerende Folgen fur die unmıittelbar Betroffenen und
ihre Famıilıen, sondern S1e verandert das Gesicht der
Gesellschaft und ist Tundlage fur die Durchsetzung
polıtisch-sozıaler Ruckschritte VO  - großer Reichweıiıte.
Wenn 1er VO  - der Gefahr der ‚„‚Arbeitslosen-Gesell-
schaft‘‘ die ede lst, annn nıcht NUTr einem quantitatı-
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Ve  - S1n: auch WenNnn die Arbeıitslosigkeit bel der OTrt-
schreibung derzeitiger Politik weiıter zunehmen WwIrd
sondern VOI em auch ın einem qualitativen Sinn, da die
standıge Arbeitslosigkeit das SoOzlale un! demokratische
Gemeinwesen ZzZuU 'Teıl unmerklıich, aber nachhaltig bıs
hın seliner Unkenntlichkei erandern TO

Sıtuation In der Bundesrepublik Deutschland sSind heute Napp 2,3
un Entwicklung Milllionen Arbeitslose registriert. Etwa weıtere 1,3 10-
der Arbeıitslosigkeıit Ne  . werden der „stillen Reserve‘‘ zugerechnet, daß WIT

eine tatsachliche Arbeıitslosigkeit VO  - Der 3,5 Millıonen
en In den andern Industrielandern des estens ein-
SC  1e  ıch USA un! Japan schaut nıcht 1el besser
AU!  N In den Staaten der Ekuropaischen Gemeinschaft g1bt

ber Mıiıllıonen Arbeitslose, ın den westlichen Indu-
strıienatiıonen fast 40 Millıonen Der Ten:! ist steigend,
ZU e1ısple auch ın apan, das ange eıt VO  - Arbeitslo-
lgkeıt verschont SsSeın schlen (ca 6% Arbeitslosigkeit
ach vergleichbaren Berechnungsmethoden).
Diese anhaltend hohe un! ZU 'Teı1ll steigende Massen-
arbeıtslosigkeit geht nıcht and and mıt wirtschaft-
Lliıcher Depression, sondern ist ın einer ase weltwirt-
schaftliıchen ufschwungs wahrend der etzten funf
TEe kontinuierlich gewachsen. Immer Treicher werden-
de Gesellschaften eiısten sich immer mehr Arbeitslose
un! damıt auch EeUe Armut, zumındest ın einem relatı-
CcCnhM, auf die Industrielander selbst bezogenen ıInn

Yolgen ach wWw1e VOT ist die Studie VO Marıa Jahoda, Paul
der Arbeıtslosigkeit Lazarsfeld und Hans Zeisel ‚„„Die Arbeitslosen VO  -
fur die Betroffenen Marıenthal‘“‘* die anschaulıiıchste un! eklemmendste

Beschreibung der Folgen VO.  - Arbeıtslosigkeit fur dıe
davon Betroffenen un:! fur das gesamte Gemelınwesen.
AÄAhnliche Phanomene lassen sıch auch heute wlederer-
kennen, ZU. e1ısple ın bestimmten Teijlen des Ruhrge-
bıetes, ın Ostfriesland (Norddeutschland) mıt registrier-
ten Arbeıtslosenraten VO.  - weıt bDer 20 Prozent, ın der
Oberpfalz ayern), bDber siıcherlich auch ın den vergleich-
baren Problemregıionen, des steirıschen Mur- un!
Murcztales ın Österreich.
Arbeıtslosigkeıit T1 nıcht alle ın gleicher elise Frauen,
uslander, Jugen  1C. un! altere Arbeıtnehmerinnen
un! Arbeitnehmer Siınd besondere Problemgruppen
Langzeıtarbeitslose as 800.000 VO den Z Miıll reg]l-
striıerten Arbeıitslosen der Bundesrepublık), dıe langer
als eın Jahr arbeıtslos SINd, tellen besondere Problem-
gruppen dar

Polıtisch-sozlale Steigende Krımiminalıtat un Drogenabhaängigkeit
Wırkungen Jugendlichen, Ruckschläge be1 der praktischen Verwirk-
der Arbeitslosigkeit ıchung der Gleichberechtigung der Frau, zunehmende
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Ausländerfeindlichkeit bıs hın manıfestem Auslander-
haß, 1es Siınd es Tendenzen, die auch ın der Massenar-
beıtslosigkeit einen fruc  aren ahrboden en Das
Schlimmste aber: Die „neuen  .6 Rezepte ZUT ange  ıchen
Bekäampfung der Arbeitslosigkeit drohen die Zerstorung
und Veräaänderung des sozlal-staatlıchen Gleichgewichts
ZUTFC olge en

Konservatıve Gerade auf dem intergrun der anhaltenden Massenar-
Strategien beıtslosıgkeıt en en westeuropaäischen Landern,

aber auch den USA, konservatiıve Strategien, die tradı-
tiıonelles wirtschaftliches Wachstum anzukurbeln und da-
mıiıt dıe Arbeitslosigkeit beseıtigen versprachen, och-
konjunktur. Max Frisch nenn diese Polıitik eisple
des Reaganısmus 1ın den USA den ‚„„Aufstand der Reichen

dıie Armen‘‘. Dıeser uIstan hat mittlerweile 1ın
Großbritannien aitz gegriffen, versucht sıch Tank-
reich durchzusetzen un! pragt zunehmend auch die Polıi-
tık 1ın der Bundesrepublik Deutschland un! ZU 'Teıl
auch ın Österreich.

Vertrauen ın die Das Vertrauen 1ın die Selbstheilungskräfte des Marktes
Selbstheilungskräfte steht be1l dieser Polıtik erster Stelle S1e estehnen VOI

des Marktes em darın, den unternehmerischen Gewinnerwartun-
gen freien Raum lassen, we:iıl Urc eUue TOCdukTie un:
arkte eUe Investitionen un:! Arbeıiıtsplätze geschaffen
werden sollen Die angeblich posıtıven ırkungen dieser
Polıitik fur Beschäftigung Sınd Jangst wıderle. Be!1-
spıe Großbritanniens ebenso WI1Ee dem der Bundesre-
publık Deutschland Steigende Grewıinne einem SNa-
denlosen und ZU 'Teıl rulnOosen Konkurrenzkampf der
Eiınzelunternehmen un! Konzerne en nıcht mehr Be-
schäaftigung Z olge, sSsondern weniger Beschäftigung
ZU. Voraussetzung. DiIie fortwahrenden Ratıionalisıe-
rungSpTOZE€ESSEC, denen der gTO Teil der angeblich AT
beıtsplatz schaffenden Investitionen gilt, en iImMmmMer
die Senkung der ohnkosten und damıt den au VO  .

Arbeıtsplatzen als eın ganz entscheıdendes Ziel
Forcierte techniısche Mıt einem techniıschen Modernisıierungsprogramm sollen
Modernisierung jene TOCdUuKTIie un! arkte gefunden werden, die

letztendlı auch Arbeıt SCHNalilien sollen Jlerdings über-
sıeht dieses Konzep(t, daß eın großer 'Teıl der technıschen
Modernisierung ın die Prozeßinnovation geht un! damıt
direkt arbeıtsplatzgefahrdend Oder -Verniıchtend WIT.  9
eın anderer 'Teıl ın hochst problematische technische Ent-
wıicklungslıinıen uhrt, ZU. eısplie. Atomtechnık un
Gentechnık Sıcher bedarf auch des gezlelten Eiınsatzes
VO  > Technıik, ZU. eısple. weltweite Umwelt- Oder
Ernäahrungsprobleme losen. ber sıch VO  w technischer
Innovatıon automatısch eine Verbesserung der Beschaftı-
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gung Oder gar eiINe Beseıtigung der Arbeıtslosigkeıt
versprechen, ist UrC cdıe rfahrungen der ergangen-
eıt eindeutig wıderle

eregulıerung un Die Deregulierung un Flex1ibilisıerung samtlıcher Ar-
Flex1ibiliısıerung beıts- und Sozlalverhaltnisse wiıll in EeZU: auf menschlıiı-

che Arbeit un:! arbeıtende Menschen ‚‚Marktradıkalıtat‘‘
durchsetzen. Dahinter steht die Annahme, daß gerade die
sozlal-staatliıche „Fesselung‘‘ des Kapıtalısmus Insge-
samı(t, des Arbeitsmarktes insbesondere, die Ursache fur
Arbeıitslosigkeıit un Beschaäftigungskrise sSel Der staatlı-
chen un tarıflıchen eregulierungspolitik geht dar-

den Arbeıtsmarkt eben eıinemarw1e jJeder
dere, einem ar ‚„„wıe der fuüur Bananen‘‘ werden
lassen, w1e eıner der onservatıven Polıiti  erater e1INn-
mal formulierte. Die ‚„‚Ware Arbeitskraft‘‘ soll offen als
das behandelt werden, Was S1e ın einer kapıtalıstischen
Gesellschaft VO Grundsatz her immer ist.
Allerdings vermochte eine auf diesen Prinzıpien eru-
en Politik DIıs heute keinem der westlichen Indu-
strielander das Problem der Arbeıitslosigkeit verrin-
gern der gar beseıtigen. Hiıer hat die polıtische Oko-
NnOMI1IE des Neo-Konservatismus eindeutig versagt.

Gewerkschaftliche Konservatıve Bewaltigungsstrategien ange-
Alternative: sıiıchts der Beschaäftigungs-(und der mwelt-)Krıse des-
die demokratische halb, weıl S1E VO  - eiıner alschen 1C. der Ursachen der
Arbeitsgesellsch;aft Wirtschafts- und Beschäftigungskrise ausgehen. 1C

ubertriebene sozlal-staatlıche esselung und Anspruchs-
denken der arbeıtenden Menschen, nıcht geringe Frei-
eıt unternehmerischer Entscheidungen und gTroße
Belastungen des Kapıtals, sondern dıe grundlegend fal-
sche Verteilung VO  -elund Eınkommen, die enlende
gesamtwirtschaftliche Verantwortung un gesamtgesell-
schaftliıche Kontrolle ber den Wirtschaftsprozeß sSınd dıe
Ursachen eINEeSs „Jobless-growth‘‘, der Verschaärfung des
Wiıderspruchs zwıschen offentlıcher Armut un prıvatem
Reıiıchtum, der scheinbaren Naturwuchsigkeıt der Mas-
senarbeıtslosigkeıit äaıuf TEe Oder gar auf Jahrzehnte
hinaus.
Der Deutsche Gewerkschaftsbun: hat schon VOTI einem
Jahrzehnt eın Programm Wiedererlangung der oll-
beschäftigung vorgelegt, das sSseiıinen kpunkten heute
och Gultigkeıit hat Es zielt auf
a) qualitative achstumsforderun und demokratische
Wachstums- und Wiırtschaftssteuerung;

stetige Arbeıtszeıtverkurzung;
C) sozlale Steuerung der Produktivıtatsentwicklung ın
den Betrieben.
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a) Forderung qualı- Diıese beıden Punkte gehoören deshalb una  ıngbar
atıven Wachstums SaMIMNmMMCN, weıl NUTr: bel elıner Demokratisierung der wirt-
und demokratische SC  en Steuerungsprozesse gesamtwirtschaftliche
Steuerung und gesamtgesellschaftliche Zielsetzungen anstelle pT1-
der Wiırtschaft vatie Profitmaxımlerung be1l den Entscheidungen ber

Produktion, Investition und Arbeıiıtsplätze ZU. Iragen
kommen konnen.
emente diıeses onzepts sınd einmal eiINEe eschaftı-
gungsorilentierte staatlıche Wiırtschaftspolitik, dıe sowohl
eine regıonale als auCH e1INe sektorale vorausschauende
Strukturpolitik umfaßt Wichtig ware, daß sıch die Ge-
werkschaften, die Unternehmer un die offentliche Seıite
(Staat, Läander, emeıiınden fruhzeıitig zusammensetzen,

gle1ic.  erechtigt bDer dıe wirtschaftlich! und sSoOzlale
ntwıcklung einzelner Regıonen un: einzelner Branchen

beraten und entscheıiden. Die Notwendigkeıt einNes
SOIC demokratischen Prozesses WwITrd besonders auffallıg

eısple. VO  =) Krısen ın Regıonen (und Branchen), die
VO  - Arbeıtslosigkeıt besonders etirokien sSınd. Die Me-
tall ordert ZU eısple. deswegen schon seıt langem
Branchenausschusse olchen Bereıchen, dıe die ufga-
be hatten, fruhzeıtig und geme1insam eın zukuniftsorien-
tıertes Produktions-, Qualıiıfikations- un! SO0Zlalpro-
gTamm erarbeiten. TSIEe Ansatze konnten einzelnen
Bereichen durchgesetzt werden, ZU. e1isple be1 der Fir-

Grundiıg (Nurnberg) eın „Beschaftigungsplan E1-
NS Sozlalplanes‘‘. Fur dıie Eilsen- und Stahlindustrie {Or-
ert dıe etall Beschaäftigungsgesellschaften ın der
Verantwortung der Stahlkonzerne, die ber ahrzehnte
hinweg mıt der Stahlerzeugun hohe Gewıinne achten
un dıe Regıonen ihrem Interesse ausbeuteten.
Zu integrıeren waren 1er auch betriebliche un:! gewerk-
schaftlıche Arbeitskreise „Alternative Produktion‘‘, WI1Ee
S1e heute ZU 'Teıl erfolgreic 1M Bereich der Wertften
agleren.
Gesellschaftliıchen Bedarf nıcht NUur 1M Bereich humaner
un! sozlaler Diıenstleistungen, sondern gerade auch 1
Bereıich herkommlıicher Produktion g1bt Dies
beginnt eım ohnungsbau un! be1l der Wohnungssanıle-
rung, geht weıter ber dıie Stadtsanlierung hın ZU. Ge-
samtbereıch VO  - Energle- un! Umwelttechnik auf der
rundlage Anforderungen Lebens- un! Um-
weltqualitat. Wenn den Werthaltungen, den Bedurtfnis-
SC  - und dem Bedarf der Menschen entspricht, sSınd Ver-
fahren, Techniıken und TOCUuKTIe ın diesem Bereıich ge-

produktıv absetzbar, natıonal un! internatıiıonal
konkurrenzfäahig WI1Ee dıe herkommlıchen Guter Auto,
Haushaltsgerate, Energleanlagen, erkzeugmaschınen
un! ıches mehr.
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Am eısple. der Eın zentrales eıspiel, heute schon solche VOTaus-
Automobiliındustrie schauende Strukturpoliti. anstfelle absehbarer ruln0ser

Konkurrenz wiıichtig ware, ist die Automobilindustrie.
eitwel wurden un:! werden der Automobilindustrie
seıt Napp einem anrze gantısche Überkapazitäten

hochmodernen un damıt entsprechend produ.  iven
Produktionsanlagen aufgebaut. Selbst bel gleichbleiben-
dem Automobilabsatz, ZU. eiısple der Bundesrepu-
blık, wIird die gleiche Stuckzahl Autos aufgrund VO  >

Automatisierung un! Rationalisierung ın wenigen Jah-
Ie  - mıit A() bıs 25 Prozent weniıger Arbeıtskraften herzu-
tellen sSeıin Die Beschaäftigungskrise der Automobilindu-
strıe ist also vorprogrammiıert. ber Dıs S1e offenkundiıg
WwIrd, werden vermutlich die Automobilhersteller aäahn-
Lich W1e ın der Stahlindustrie versuchen, ın einem ruln0-
SC  - Vernichtungswettbewerb Marktanteile halten und
auszuweıten un Konkurrenten verdräangen. Die aQus

Konkurrenzgrunden angeblich notwendige Verschlech-
terung der Arbeits- un:! FEntlohnungsbedingungen f{ur dıie
Beschaftigten diesem Bereich WITd 'Teıl dieser Konkur-
renzstrategıie se1n. Am Ende werden aber annn nıcht 1U
ScChHhliechtere Arbeıitsbedingungen, Ssondern auch verlorene
Arbeıtsplaäatze stehen, und dann WITdC der ach dem
aa und der Verantwortung der Gesellscha fur Ar-
beıtsplätze kommen, die sSozlal scha!:  ıchnhen Folgen
olcher Strategie letztendlı Vollends aufdie Allgemeın-
eıt bzuladen Dieses eiısple zeıgt eutlic. daß der
Ookonomische Sektor und die Entscheidungen ber Inve-
stıtiıonen, Produktionen un:! Arbeitsplätze weder dem
Eiınzelunternehmen alleın och insgesamt der Kapıtal-
seıite alleın überlassen werden durfen
Eıne zukunftsorjentierte Politik der Forderung qualıitati-
Ve  - Wachstums ekioren gesellschaftlıchen Bedartfs
be1l großtmoöglicher chonung VO  - Ressourcen scheıint al-

machbar, WenNnn gleichzeıitig die Steuerungsprozesse
vergesellschaftet un demokratisıiert werden.

D) Verkurzung Allerdings WITd gerade unter den enannten Bedingun-
der Arbeitszeıit gen das erstrebenswerte und erreichbare Wachstum ganz

siıcherlich nıcht ausreıchen, be1l unveranderter Ar-
beıtszeıt fur alle enschen, die arbeıten wollen, uch AÄArTr-
beıtsplatze chaffen Dies gıilt gerade dann, Wenn INa.  -
1mM 1C auf dıie technische Entwicklung VO  - einer weite-
1E  - Prozeßinnovatıiıon ausgeht un eine grundlegende
Revısıon des Automatisıerungs- und Ratıonalısiıerungs-
PTOZESSCS weder f{ur wunschenswert och fur möOglich
halt Dies bedeutet 1m Klartext: Es wird auch Zukunft
immer weniıger MensSC  ıche Trbeıtskra: fur dıe Herstel-
Jung eiıner bestimmten enge VO Gutern (und teilweise
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auch VO  - Dienstleistungen) edurien Wenn 1es nıcht ın
Arbeıitslosigkeıt munden soll, annn dem 1Ur Urc ste-
tige Verkurzung der Arbeıtszeıt begegnet werden. Damıt
ame auch der technische andel seinem sozlalen
Sıinn, indem namlıch die Erwerbsarbeit mıiıt „„Z,WangSs-
charakter‘‘ der Nebensache macht, dıe S1e eigentlich
se1ın mußte Allerdings kann der Weg ın meılınes Kr-
achtens nıcht ber steigende Arbeıtslosigkeit un staatlı-
ch: Bezahlung der Arbeitslosen ın orm eines Grundein-
kommens fuür alle fuüuhren Dazu ist auch Erwerbsarbeıiıt
nıcht NUur einfach der Zugang Eınkommen, sondern
uch der Zugang Selbstverwirklichung und sozlaler
el  abe Darum annn U auf der rundlage eines
Grundrechts aufArbeıt un Eınkommen fur alle auch eın
Tklıch freiwiıllıger Teilverzicht auf Arbeıt und Eın-
kommen) praktızıert werden.
DiIie Gewerkschaften der Bundesrepublık enJetzt den
Schritt VO der 40- ZUT 37-Stunden-Woche hın erkampft.
Alleın die 1934 durchgesetzte 8,5-Stunden-Woche hat ın
der Metallverarbeıtung der Bundesrepubliık Deutschland
ber hunderttausend Arbeıtspläatze gesichert und BO-
chaffen Der Schritt ZULI 7-Stunden-Woche WIrd eıtere
hunderttausend rbeıtsplatze erhalten und NeEe  S< chaffen
konnen. Gleichzeıitig wurde bzw WITd mıiıt diesen Schrit-
ten eine europaweıte weiıterer Arbeıtszeitverkur-
ZUNg ausgelost, die 1934 mıiıt der raschen Verwirklıichun.
der 38-Stunden-Woche ın der Osterreichischen Druckin-
dustrie egonnen hat ber auch 1ın apan WITd unter
erem auf diesem Hintergrund heute VO  - den Gewerk-
ScCHaiten un! VO Staat starker auf Arbeitszeıitverkur-
ZUNg hingearbeitet als jJe Diese rategıe der AÄAT=-
beıtszeıtverkurzung, die diıe Gewerkschaften den
zumındest zunachst erbitterten Wiıderstand der eı  e-
berseıte un! uch konservatıver Polıtik durchkäampfen
muJßSten, WarTr der wirksamste tarıfpolıtısche Beıitrag ZUI

Bekäampfung der Arbeitslosigkeıit.
USCdTUC der Er ist ubrıgens uch USCATUC praktizıerter Solidarıta
Solidaritä mıt der Arbeitnehmerinnen un! Arbeıtnehmer mıiıt den AÄAr-
den Arbeitslosen beıtslosen Denn cdiıese Arbeıtszeiıtverkurzung ist auch

asten SONS moglıcher hoherer Eınkommenssteigerun-
gen fur die Beschaftigten selbst durchgesetzt worden. Die
rage, WOTrıner eigentlich der solıdarısche Beıtrag der
Arbeitnehmer un Gewerkschaften ZUTTI ekampfung der
Arbeıtslosigkeıt lage, zielt er 1NSs Leere Denn auch
Arbeitszeiıtverkurzung mıt vollem Ohnausgleıch,
WIT unDed1ın. festhalten, bedeutet naturlich nicht, da ß
nıcht eın 'Teıl moglıcher ohn- un Gehaltserho-
hungen fur kurzere Arbeitszeit eingesetzt wird. In die
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gleiche Richtung zielen uch die VO  - den Gewerkschaf-
ten geforderte tarıflıche egrenzung der Mehrarbeit
(Überstunden) und die Verwirkliıchung des Freizeitaus-
gleichs fur Mehrarbeıiıit anstelle VO  } zusatzlıcher ezah-
lung ab der ersten Stunde zumındest auf freiwilliger Ba-
S15 uch auf diıesem Weg SINnd WIT eın gutes uCcC. all-

gekommen, Was naturlich ebenfalls Eınkommensminde-
edeute

Stetige Arbeıtszeiıtverkürzung ist er eın strategischer
reh- un:! Angelpunkt be1 der Überwindung der Arbeits-
losengesellschaft un! der Entfaltung einer demokrati-
schen rbeitsgesellschaft uch für die Zukunft
eıtere Arbeitszeitverkürzung bleibt er auf der UQ
gesordnung gewerkschaftliıcher Polıtik, der Weg ZUT 30-
tunden-Woche un! ZU. 6-Stunden-Tag WwIird UrCcC dıe
technısche Entwiıicklung moglıch un!: UrcCc die SOzlale
ntwıcklung bDıs etiwa ZULI Jahrtausendwende ohl nNnOt-
wendig werden.

C) Sozlale Steuerung Das drıtte Element gewerkschaftlicher Strategie bezieht
des Produktivıtats- sıiıch SC  1e  ıch aufden Prozeß der Arbeıt, aufdie Gestal-
PIOZESSCS tung VO. Arbeit und Technık selbst Arbeit un Technık

sınd gestaltbar un:! nıcht zwangslaufiges rgebnı1s angeb-
Lliıcher Sachgesetzlichkeiten. Gerade die weltweite D1Ss-
kussıon ber ‚„NCUEC Produktionskonzepte‘‘, das Ende der
Arbeıitsteilung un dıie Kequa.  lkatıon der Arbeit
chen eutlic. daß 1er nıcht techniısche Sachge-
setzliıchkeıten, sondern die urchsetzung untfer-
schiedlicher polıtıscher und sozlaler Interessen geht SO-
ziale Steuerung des Produktionsprozesses bedeutet dann
eben nıicht ANUT: betriebswirtschaftliche, sondern auch Nnu-
INane Optimilerung der Technikentwicklung un:! des
Techniıkeinsatzes den Betrieben.
Es geht darum, die techniısch mogliıche Produktivıtats-
steigerung 1ın eiıner Verbesserung der Arbeitsbedingun-
gen, ın einer ‚„Entdichtung‘‘ der Arbeitszeit un! ın mehr
eıt {ur ua.  atıon un! Mıiıtbestimmung der arbeıten-
den Menschen wırksam werden lassen.
Wır brauchen be1 standıg starker automatisıerten Pro-
duktionsprozessen die Festlegung VO Leistungsober-
grenzen unter humanen und sozlalen Bedingungen, dıe
VO jJjedem Menschen auf dıe Dauer se1nes Arbeitslebens
hne gesundheitlıche chadıgung un! untfer zumutbaren
Bedingungen erbracht werden konnen. Je weniıger infor-
me ausen UrCcC dıe Durchrationalisierung des Ar-
beıtsalltages möoöglıch Sınd, Je starker tandıge Überwa-
chungSs- und Kontrolltäatigkeıit, Mehrmaschinenbedie-
nun un:! Mehrstellenarbeit fortwahrend Aufmerksam-
eıt un! Konzentration der Beschaftigten erfordert, desto
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wichtiger ist daß Pausen wahrend des Arbeitsalltags
ZUTr indıvıduellen Entlastung un: sozlalen Kommunıt-
katıon festgelegt und vereinbart werden. Und WITr wollen
SC  1e  ıch mehr eıt 1mM Arbeıtsprozeß fur cdıe Mıiıtbestim-
MUung der Beschafti:  en 1ın ihrem unmıiıttelbaren Arbeits-
umi{ield, ın ihrem unmıiıttelbaren Arbeıitsalltag un:! {Uur
mehr Qualifikation angesichts des standıgen Wandels VO  -
LTechnık un:! Arbeıtsorganisation ermoglıchen.

Mehr humane Qualıitäat Diese orderungen verbessern nıcht 1Ur die hNhumane
der Arbeit Qualität der Arbeıiıt selbst, Ssondern sSınd als andere Ver-

wendung des Produktivıtäatsfortschrittes, als SoOzlale
Steuerung des Produktivıtatsfortschrittes auch beschafti-
ungswırksam Darum sınd S1e eben gleichzeıtig e1INe
Strategie ZUT Verbesserung der Qualitäat der Arbeit als
uch ZU Bekampfung der Arbeitslosigkeit. Durc  Truche
ın dieser Kıchtung erzlelen, WITd ın den nachsten Jah-
Te  ®} eıiınen großeren Stellenwer‘ ın der praktıschen g_
werkschaftlichen Polıtik einnehmen mMmussen als ın der
Vergangenheıt Allerdings werden gewerkschaftlı-
che FYForderungen, dıe 1ler ber den Rahmen unterneh-
merischer Modernisierungsstrategie hinausgehen, also

VerbDın:  ıche MitbestimmungSs- un! (Qualifikations-
konzepte DCI Tarıfvertrag, och groößere Wıderstande des
apıtals mobilisiıert als ZU. e1ısple. eine Verkur-
ZUNg der Arbeitszeit.

Gemeinsames DIie enannten Punkte Sind dıe Elemente einer gewerk-
Bemuhen schaftlıchen trategıe ZUTE Bekampfung der Ursachen VO  -

Bewaltigung Arbeıtslosigkeıt und damıt dıe eiINne Seıite der Solidarıta
der Arbeıtslosigkeit VO  - Arbeitnehmerinnen un! Arbeıtnehmern un! ihren

Gewerkschaften mıt den Arbeitslosen. Die andere Seıte
zielt auf den direkten Umgang mıiıt den Arbeıtslosen
selbst Hıer SıNnd VOL em TEelL Punkte NCNNEN, dıie
den etzten Jahren immer mehr den Mittelpunkt SeC-
werkschaftlichen Interesses geruckt Siınd

Die materielle Im Rahmen der konservatıven Polıitik fortgesetzten SO-
Sicherung zialabbaus neben Rentnern un! Kranken gerade
der Arbeitslosen auch dıe Arbeıitslosen pfer der mMaterıellen Verschlech-

erungen. 1C NUurL, daß UTC die durchschnittliche Ver-
angerung der Arbeıitslosigkeıt immer mehr Arbeitslose
AUS der Bezahlung VO  S Arbeıtslosengeld Oder Arbeitslo-
senn1lie herausfallen un! auf die Sozla (Fürsorge)
angewlesen S1Nd. Die materıiellen Leistungen für Arbeits-
lose wurden fortschreitend gekurzt, dıe ÄAnspruchsvor-
aussetzungen fur den ezug VO  - Arbeıtslosenunterstut-
ZUNg (Z Wartezeıten) wurden verschartft SO trıtt der
paradoxe Zustand e1n, daß fur mehr Arbeitslose teilweıse
wenıger Arbeıtslosenunterstutzung aufgewandt WITd.
Die Gewerkschaften en sıch diesen Eiınschrankun-
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gen, diesen Einschnitten ın das SOzlale Netz mıt ehe-
INeNz ZUT Wehr gesetzt und en Urc. ihre fortgesetz-
ten Protest- und Mobilisierungsaktionen der Bundesre-
publık Deutschland zumiındest chlımmeres verhindert,
ZU. Teıl (Z bel Langzeıtarbeitslosen dıe ucknahme
schon durchgesetzter staatlıcher Maßnahmen erreicht
Fur unNs gilt ach WI1Ie VOT, daß dıe materielle Sicherung
der Arbeitslosen den Grundelementen einNes Soz]lal-
staates gehort und nıcht den chwankungen der kon-
Junkturellen Entwicklung unterworfen werden annn
NSsSeTre Gesellschaft (und praktisch die meılsten Industrie-
gesellschaften Westeuropas) sınd reich eNUsg, eine
N$g!|  ene ersorgung der Arbeitslosen gewahrleisten

konnen.
Integration Von standıg großerer Bedeutung wurde den etzten
der Arbeitslosen Jahren die praktische Integration der Arbeitslosen ın die

Gewerkschaftsarbei Hiıer mußten die Gewerkschaften
selbst Lernprozesse durchmachen un! eUuUe Erfahrungen
sammeln. Denn ach fast Tel ahrzehnten andauernder
Vollbeschäftigung gehorte der Umgang mıiıt Arbeitslosen
naturliıch nıcht ZU. gewerkschaftlichen Alltagswissen.
Hınzu kam, daß zunachst auch Organıisationsarbeit mıiıt
Arbeitslosen unterschwellıg gleichgesetzt wurde mıiıt der
Akzeptanz der Arbeitslosigkeit als Dauerzustand. Auf
der pra  ıschen ene Wal erst die Tatsache ZUT Kennt-
nNn1ıs nehmen und uüberwinden, daß Arbeitslose nıcht
einfach dem selbstverstäandlichen und gewo  en Ort
gewerkschaftlicher Arbeit, namlich Betrieb un ber
den Betrieb bzw die Verwaltung), angesprochen werden
konnen. Heute g1bt sehr viıele wichtige Beıispiele, W1Ie
gewerkschaftliche Arbeitslosenarbeit funktioniert. Das
bedeutet ZU. einen, daß betroffenen gewerkschaftli-
chen Organisationsgliederungen Arbeitslose mıiıt ihrer
Arbeıit selbst einen festen atz aben, ZU. anderen die
Arbeitslosen die gewerkschaftliıchen Zielsetzungen ZU

Bekäaämpfung der Arbeitslosigkeit, gerade ın den
Tarıfauseinandersetzungen Arbeıtszeitverkürzung,
aktıv unterstutzt en und weıter unterstutzen

Organıisation Damıt ist SC  1e  ıch auch dıe unproduktive egenuüber-
der Arbeitslosen stellung zwıschen Selbstorganisation der Arbeitslosen e1-

nerseıts un! Integration der Arbeitslosen andererseits
meınes Erachtens der Praxis zumındest Ansatzen
uüuberwunden worden. Ihre bewußte und aktıve ntegrati-

1ın gewerkschaftliche Alltagsarbeit edeute auch eine
un:! einen Beıtrag ihrer (Selbst-)Organisation.

Hıer liegt auch eın wiıichtiges Feld der Zusammenarbeit
der Gewerkschaften un:! gewerkschaftlıcher Arbeitslo-
senarbeit mıt kıirc  ıchen Inıtiatiıven auf diesem
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Feld Es hat siıch herausgestellt, da ß gerade kırchliıche
Aktivıtaten, VOIL em 1m Bereich der evangelıschen KIır-
che, ın den etzten Jahren eiINe ganz wichtige Vorreıter-
TO auf dem Gebilet der Arbeıitslosenorganıiısation un:!
-betreuung ausgeubt en
Wır konnen NU: hoffen, daß fuür dıe Zukunft och immer
vorhandene Spannungen zwıschen Integration un
Selbstorganısation als gegensatzlıch polıtisch-strategi1-
schen Konzepten der Arbeıtslosenarbeıt weıterhın Urc
dıiıe T1C.  ıge Praxıs integrierter Organısationsarbeit über-
wunden werden. So weniıg WIT VO  - einer ‚‚Arbeıtslosen-
Gesellscha halten, weniıg halten WIT auch VON eıner
„Arbeıtslosen-Gewerkschaft‘“ Dies wurde ın der grund-
satzlıchen Programmaltı verkennen, daß die Ursachen
der Arbeıitslosigkeıt NUur VO  - starken Gewerkschaften
un:! den mıiıt ihnen solidarıschen Gruppen un! Kraften
ekampft werden koönnen, un ın der alltaglıchen Praxıs
azu fuhren, da 3 Arbeıtslose erst recht au  e  NztT
werden. Beıldes gilt mıt Nachdruck vermeıden.
Fur die Gewerkschaften bleibt die Massenarbeıitslosigkeıt
der herausragende sSozlale Skandal un! dıie zentrale polı-
tische Herausforderung 1MmM Yeld der inneren Polıtik Fur
uns geht ach W1e VOT darum, Vollbeschäftigung un!
eın Grundrecht auf Arbeit fur alle durchzusetzen. So WI1Ee

Gesellschaft erreicht hat, Schulpflicht un chul-
recht fuüur alle organısıeren un gesellschaftlıch Vel-

wirkliıchen, muß auch aufgekläarten un! fortge-
schriıittenen demokratischen un sozlalen Gesellschaften
moöglich se1ın, eın ec auf Arbeit fur alle ın der Praxıs
einzulosen 1ese Zielsetzung als programmatische Soli1-
darıtat mıiıt Arbeitslosen ist un bleibt die eine Seılite Die
praktıische Verbesserung des Umgangs un! die Eınbezle-
hung VO  - Arbeıtslosen 1ın die Alltagsarbeıt ist die andere
Seilite gewerkschaftlıcher 1C des Arbeıitslosenpro-
ems
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